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Vorwort

Die Europäische Union bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, dessen Verwirklichung Maßnahmen zur Bekämpfung der Kriminalität ausdrücklich einschließt. Sie realisiert die Vision eines solchen Raumes mit ihren Institutionen und ihren Vorgaben an die Gesetzgebung der Mitgliedstaaten Stück für Stück und seit den Verträgen von Amsterdam und Lissabon in zunehmender Regelungsdichte. Dadurch entwickelt sich das Europäische Strafrecht, welches durch diese Hinwendung eigentlich entstanden ist, mit großer Dynamik. Der Vertrag von Lissabon hat der Europäischen Union erstmals auch strafrechtliche Gesetzgebungskompetenzen verliehen und die Grundrechtecharta geschaffen; zusätzlich hat er das Recht der EU mit dem Recht der Europäischen Menschenrechtskonvention verzahnt. Die absehbare Errichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft wird die Struktur der Strafrechtspflege in Europa nachhaltig verändern.

Die Befassung mit dem Europäischen Strafrecht ist für Studierende und Praktiker deshalb unerlässlich geworden. Niemand, der im Strafrecht arbeitet, wird in Zukunft daran vorbeikommen. Die Zahl der Übersichtswerke und Lehrbücher, die sich ausschließlich mit der Materie befassen, ist aber relativ gering. Eine tradierte Dogmatik des Europäischen Strafrechts gibt es nicht. Anders als zum nationalen Strafrecht mit seiner Fülle von Erläuterungswerken und Lehrbüchern über den Allgemeinen und den Besonderen Teil kann hier von einem Überangebot keine Rede sein. Auch konnte die Rechtsprechung des EuGH zu Strafrechtsfragen erst allmählich einsetzen und verarbeitet werden.

Die Autoren fühlen sich hierdurch zu dem Versuch ermutigt, mit einem eigenen Werk, welches über einen Grundriss hinausgeht, aber kein Handbuch darstellt, zu einer von vielen Stimmen getragenen wissenschaftlichen Durchdringung der Materie beizutragen, die auch die Praxis erreicht. Sie legen hiermit ein Lehrbuch vor, mit dem sie hoffen, diesen Ansprüchen genügen zu können.

Für das Verständnis des Stoffs durch Studierende und Rechtsanwender erschien es dabei wichtig, in dem Werk schwerpunktmäßig eine Eigenart Europäischen Strafrechts zu behandeln, die wohl als historisch einmalig gelten kann. Europäisches Strafrecht ist gekennzeichnet und wirkt durch die Verschränkung der drei Normenkreise des nationalen Strafrechts, des Unionsrechts und des Rechts der Europäischen Menschenrechtskonvention. Daraus sind komplexe Strukturen entstanden, die sich fortlaufend weiter entwickeln und immer wieder neuartige Probleme aufwerfen. Das Lehrbuch versucht, das Zusammenspiel und die Wechselwirkungen der Normenkreise möglichst anschaulich und übersichtlich darzustellen. Schwerpunktmäßig wird deshalb zunächst das dynamische Kompetenzgefüge der Union mit ihrer Organisation und ihren Abläufen behandelt; daran anschließend folgt der rechtsstaatliche Rahmen, in dem sich ihr Handeln bewegt. Wo dies möglich ist, knüpft die Darstellung an Fälle aus der Rechtsprechung an, die den Leser mit der Praxis des europäischen Rechts vertraut machen, aber auch der Veranschaulichung der jeweiligen Problematik dienen sollen. Darüber hinaus werden die für das Strafrecht relevanten Entscheidungen des EuGH fortlaufend mit der Rechtsprechung des EGMR abgeglichen; zentrale Erkenntnisse des BVerfG und des BGH werden dazu in Beziehung gesetzt und gewürdigt. Am Ende eines jeden wichtigen Abschnitts finden sich zu knappen Merksätzen komprimierte „Stichworte“. Ziel ist, dadurch Studenten und Praktikern, die sich in die Materie bisher nicht hinlänglich einarbeiten konnten, eine für ihre jeweiligen Zwecke und Bedürfnisse geeignete, wissenschaftlich fundierte und übersichtliche Handreichung zu bieten.

Behandelt werden der gegenwärtige Rechtszustand sowie, neben einem Ausblick auf künftige dogmatische Entwicklungen, der nächste große Integrationsschritt. Das ist die Schaffung einer Europäischen Staatsanwaltschaft. Dieser Konzeption entspricht es, dass rechtspolitische Erörterungen nicht im Vordergrund stehen können. Solche Erörterungen haben die wissenschaftliche Diskussion zu Beginn des Jahrhunderts geprägt; mit dem Vertrag von Lissabon haben sie aber an Aktualität verloren. Demgemäß wird auch weitgehend auf Literaturnachweise verzichtet, die sich in erster Linie mit der künftigen oder einer besseren Gestalt der Europäischen Union befassen. Die prinzipielle Haltung der Autoren zum Prozess der europäischen Integration wird dabei keineswegs verschwiegen.

Das Manuskript ist am 1. April 2017 abgeschlossen worden. Rechtsprechung und Schrifttum sind bis zu diesem Zeitpunkt berücksichtigt. Die Bevölkerung des Vereinigten Königreiches hatte allerdings in einer Volksabstimmung am 23. Juni 2016 für einen Austritt aus der EU votiert. Den Austrittswunsch hat die britische Regierung dem Europäischen Rat am 29. März 2017 förmlich mitgeteilt. Welchen Inhalt das danach auszuhandelnde Abkommen über die Modalitäten des Ausscheidens haben und wann es in Kraft treten wird, ist gegenwärtig nicht abzuschätzen. Das Lehrbuch berücksichtigt diese ungewissen und noch in der Ferne liegenden Veränderungen daher nicht.

Dieses Werk ist in Weiterführung glücklicher Zusammenarbeit der Autoren an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Schiller-Universität Jena entstanden. Hier vermitteln beide ihren Studenten semesterweise abwechselnd in Vorlesungen diese Materie. Die wissenschaftliche Verantwortung für den überwiegenden Teil – die Kapitel 1 bis 11 und 14 – trägt Burkhard Jähnke, für das Kapitel 13 zeichnet sich Edward Schramm verantwortlich, während das Kapitel 12 als gemeinsames Kapitel aus den Federn beider Autoren stammt.

Für die Korrektur der Druckfahnen danken wir herzlich den wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Holger Berle, Franz-Peter Helbig und Nadja Müller sowie den studentischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Josephine Drews, Kwang-Soo Park und Bianca Schreckenbach. Ebenso danken wir Frau Petra Richter für die sorgfältige Erstellung der Korrekturdatei. Beim Verlag De Gruyter möchten wir schließlich Herrn Dr. Jan Schmidt für die Aufnahme des Buchs in die Verlagsreihe Studium und Frau Virginia Engels für die stets vertrauensvolle Zusammenarbeit danken.

Jena, im Juni 2017

Burkhard Jähnke und Edward Schramm
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	Artikel
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Kapitel 1:

Einführung


I.Europäisches Strafrecht: Ergebnis von Sachzwängen, eingebettet im rechtsstaatlichen Rahmen

1

Die europäische Einigung war nach dem Zweiten Weltkrieg eine Idee, eine Vision, welche nach den Gräueln der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts einen neuen Krieg auf dem Kontinent unmöglich machen sollte. Das ist gelungen. Heute erleben die Bürger Europa anders.

Wer heute in Helsinki in sein Auto steigt, der kann bis nach Süditalien oder an die Meerenge von Gibraltar durchfahren, ohne eine einzige Grenzkontrolle passieren zu müssen. Das ist eine wunderbare Errungenschaft. Aber:

Wenn der Bürger in Europa frei reisen kann, dann kann es auch der Verbrecher. Das Verbrechen kennt auch in seiner wirtschaftlichen Betätigung keine räumlichen Beschränkungen, und es wäre unhaltbar, wenn die Strafverfolgung wegen nationalstaatlicher Empfindlichkeiten an der Staatsgrenze Halt machen müsste und deshalb immer zu spät käme. Die Mobilität unserer Bürger, die zunehmende Verflechtung der Volkswirtschaften unserer Staaten, Migrationsbewegungen und Asylströme bringen Sachzwänge im Bereich der Strafverfolgung und damit für das Strafverfahrensrecht mit sich, denen sich kein Staat entziehen kann.

2

Vor einigen Jahren spielte sich vor einer Pizzeria in der deutschen Stadt Duisburg ein Mordgeschehen ab, das sieben Menschen das Leben kostete. Hintergrund war ein Streit verfeindeter Mafia-Clans aus Kalabrien (Süditalien); die Täter kamen kurz vor der Tat von dort und verschwanden sofort nach der Tat wieder dorthin. Die Ermittlungen am Tatort waren in Duisburg vorzunehmen, die Ermittlung und die Festnahme der Täter in Süditalien. Oder: Wenn junge Frauen aus Osteuropa zur Prostitution nach Deutschland oder Frankreich geschafft werden, so wird dieser strafbare Menschenhandel arbeitsteilig durchgeführt. Ein Täter in der Ukraine erhält telefonisch einen Auftrag, andere befördern die Frauen, der oder die Empfänger hier übernehmen sie dann. Wenn die Frauen es nicht mehr aushalten und Anzeige erstatten, wird es für sie lebensgefährlich. Sie kehren in ihr Land zurück und stehen den hiesigen Strafverfolgungsbehörden nicht mehr als Zeugen zur Verfügung; denn kein Zeuge kann durch ein deutsches Gericht gezwungen werden, aus dem Ausland anzureisen.

Wie in diesen Beispielen stellen sich vergleichbare Probleme in vielen Zweigen grenzüberschreitender Kriminalität, etwa im Drogenbereich oder im Waffenhandel und natürlich auch im Rahmen von Wirtschaftskriminalität einschließlich Steuerhinterziehung. Sie erzeugen einen großen Druck zur Angleichung der Vorschriften über die Strafverfolgung in Europa. Und über diesen rein faktischen Angleichungsdruck im Verfahren ergibt sich die Notwendigkeit zur Harmonisierung auch der materiellrechtlichen Strafvorschriften. Deutschland kann einen polnischen Staatsanwalt nicht um die Verhaftung eines Menschen bitten, der eine Handlung begangen hat, welche nur in Deutschland, nicht aber in Polen strafbar ist. Warum sollte der polnische Staatsanwalt die Verhaftung durchführen? Er würde einem Bürger die Freiheit nehmen, obwohl dieser nach dem Verständnis Polens gar nichts getan hat.

3

Und wenn man im Schengen-Raum frei reisen will, dann muss man die Asylanten und Flüchtlinge im gesamten Schengen-Raum einheitlich behandeln, weil sie sonst dorthin ziehen würden, wo es ihnen am besten geht. Damit würden die (nicht nur finanziellen) Lasten der Flüchtlingsströme in Europa ungleich und ungerecht verteilt. Und wenn die Grenzkontrollen wegfallen, Grenzstationen und Grenzhäuschen verschwinden, dann kann man solche Kontrollen nicht für Ausländer aus Drittstaaten aufrechterhalten; das ist rein technisch nicht möglich. Notwendige Folge ist das einheitliche Visum, das für den gesamten Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts gilt (vgl. Art. 77 Abs. 2a AEUV) und umgekehrt von jedem Mitgliedsstaat mit Wirkung für den gesamten Schengen-Raum widerrufen werden kann. Missbräuche des einheitlichen Visums wiederum können wirksam – wenn überhaupt – allein durch einheitliche strafrechtliche Bestimmungen insbesondere gegen die Schleuser-Kriminalität unterbunden werden. So zieht ein Schritt der inneren Entwicklung zwangsläufig immer weitere Integrationsschritte nach sich.

4

Es gibt also offensichtlich Sachzwänge, welche die Schaffung gemeineuropäischen Strafrechts und gemeineuropäischen Strafprozessrechts verlangen. Art. 3 Abs. 2 EUV bietet dafür nunmehr die programmatische Grundlage. Danach bietet die Union ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzen, in dem der freie Personenverkehr in Verbindung mit Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität gewährleistet ist. Dieses Programm wird sodann in Titel V (Art. 67 bis 89) AEUV unter der Überschrift „Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ mit der Schaffung konkreter Kompetenznormen näher ausgeführt.1

5

Aber darin erschöpft sich eine Beschreibung der strafrechtspolitischen Ausgangslage nicht. Die Union ist nicht lediglich ein Mechanismus, der für ein ordnungsgemäßes technisches Funktionieren der Abläufe im Binnenmarkt zu sorgen hat. Beginnend mit der Schaffung von Grundrechten durch den Europäischen Gerichtshof in Luxemburg hat sich die Gemeinschaft zunehmend materiellen Wertgesichtspunkten zugewandt. Im Bereich des Strafrechts sind Gesetzgebung und Rechtsanwendung der Union und der Mitgliedstaaten mittlerweile in einen festen rechtsstaatlichen Rahmen eingefügt. Dieser Rahmen wird durch europäische Garantienormen gebildet, welche die allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts, die europäischen Grundrechte und die Grundfreiheiten umfassen (Kap. 4/16).

Normativ hat diese Hinwendung der Gemeinschaft zu einer wertbestimmten Ordnung ihren bisherigen Höhepunkt in der Verabschiedung der Charta der Grundrechte der Europäischen Union und – im Vertrag von Lissabon – durch die Vorschrift des Art. 6 Abs. 3 EUV gefunden. Art. 6 Abs. 3 EUV bestimmt, dass die Grundrechte der Europäischen Menschenrechtskonvention als allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts sind. Die Verzahnung des Unionsrechts mit den Gewährleistungen der EMRK wiederholt sich in der Präambel und in Art. 52 Abs. 3 der Grundrechtecharta. Die EMRK enthält sehr eingehende Detailregelungen zum Strafrecht und zum Strafprozessrecht. Diese Bestimmungen werden damit für das Unionsrecht unmittelbar relevant. Das gilt etwa für die Vorschriften über Festnahme und Verhaftung in Art. 5 oder für die Verfahrensgarantien in Art. 6. EMRK. Die zuletzt genannte Vorschrift wiederum ist nahezu inhaltsgleich mit Art. 47 der Charta der Grundrechte der EU. Diese Verzahnung der Normenkreise hat für das Strafrecht durch die Rechtsprechung des EuGH und des EGMR besondere Bedeutung erlangt, weil beide Gerichte zueinander in einem Verhältnis der Kooperation stehen.

Europäisches Strafrecht ist damit nicht lediglich ein Mittel zur Steigerung der Effektivität der Strafverfolgung in Fällen mit grenzüberschreitender Dimension. Materiell enthält es zugleich die Gewährleistung eines einheitlichen, auf hohem Niveau stehenden rechtsstaatlichen Standards für die gesamte Union.

6

Freilich: Die Akteure in Brüssel erfreuen sich keiner großen Beliebtheit. Sie agieren zudem mitunter recht bürgerfern. Wirtschaftliche Probleme, die von anderen Staaten ausgehen, aber auch auf Deutschland übergreifen, lenken die Stimmung am Stammtisch eindeutig in eine integrationsfeindliche Richtung. Aber der Stammtisch ist gewöhnlich nicht besonders gut informiert. Der Leser sollte selbst Urteilsfähigkeit entwickeln.
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Stichworte: Aus den Freiheiten, welche die Union ihren Bürgern gewährt, ergeben sich Sachzwänge zu einer intensiven Zusammenarbeit auch bei der Strafverfolgung. Diese ist eingebettet in einen rechtsstaatlichen europäischen Rahmen.





II.Begriff und Gegenstand des Europäischen Strafrechts

7

Der Begriff „Europäisches Strafrecht“ ist zunächst formal zu umreißen. Er umfasst üblicherweise nicht nur materielles Recht, sondern auch Strafverfahrensrecht einschließlich des Rechts der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen. Sachlich handelt es sich um das Recht, welches sich mit Sanktionen für begangenes Unrecht und ihrer verfahrensrechtlichen Durchsetzung beschäftigt. In erster Linie ist damit das Kriminalstrafrecht gemeint. Vorschriften, die als Sanktion Bußgelder vorsehen und ihrer Rechtsnatur nach zwischen Kriminalstrafrecht und Verwaltungsrecht angesiedelt sind, sind wie im deutschen Ordnungswidrigkeitenrecht wegen ihrer Verwandtschaft mit dem Kriminalrecht und deshalb zu berücksichtigen, weil viele ihrer Grundsätze von allgemeiner Bedeutung sind. Sie stehen aber nicht im Mittelpunkt; das gilt insbesondere auch für sanktionsbewehrte Regulierungsmaterien wie im Arzneimittelrecht und im Recht der Bankenaufsicht.2 Reine Verwaltungssanktionen (wie z.B. Verlust von Beihilfen und Subventionen),3 die mitunter als europäisches Strafrecht im weiteren Sinne bezeichnet werden, gehören nicht hierher. Dasselbe gilt für zivilrechtliche Sanktionen („ Strafschadensersatz“).4

8

Gegenstand dieses Europäischen Straf- und Strafverfahrensrechts ist eine Materie, welche sich im Besonderen durch ihre Bezeichnung von anderen unterscheidet. Die Bezeichnung „europäisch“ weist auf den Urheber sowie den personellen und territorialen Geltungsumfang der in Betracht kommenden Rechtsnormen hin. Sie weist aber auch auf die sachliche Eigenart des Rechtsstoffes hin, der durch ein Ineinandergreifen verschiedener und verschiedenartiger Normenkomplexe gekennzeichnet ist.

So ist europäisches Straf- und Strafverfahrensrecht zunächst das Recht der EU, welches seinerseits mit dem Recht der EMRK verzahnt ist und mit diesem in spezifischer Weise auf die nationalen Rechtsordnungen einwirkt. Zusätzlich umfasst es regionales Völkerrecht, das insbesondere vor dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon im Schoße der EU, zur Ergänzung ihrer Normen und zur effektiven Verwirklichung ihrer Ziele entstanden ist. Zum Thema gehört ferner das durch EU-Recht dominierte nationale Recht.5

Es existiert daneben allerdings auch Völkerrecht, welches im Schoße der Vereinten Nationen oder anderer internationaler Organisationen entstanden ist. Ebenso wenig wie die Grenzen der Mitgliedstaaten der EU sind auch die Außengrenzen der EU unüberwindliche Hindernisse für international tätige Straftäter. Es bestand daher Veranlassung, weltweit geltende Übereinkommen zu schließen.6 Sie sind aber vornehmlich im Verhältnis zu Drittstaaten von Bedeutung. Innerhalb der EU haben deren Rechtsakte, wenn sie dieselbe Materie betreffen, grundsätzlich Vorrang (dazu Kap. 4/60), was nicht ausschließt, dass die Gesetzgebung der EU solche Vereinbarungen inhaltlich gewöhnlich berücksichtigt.

Ziel dieses Lehrbuches ist es, die Grundlagen der neuen, sich dynamisch entwickelnden europäischen Rechtsmaterie, ihre Entwicklungsrichtung und ihre Grenzen darzulegen sowie das Verhältnis der einzelnen Rechtsquellen zueinander und zu den nationalen Rechtsordnungen durchsichtig zu machen. Darüber hinaus gilt es, ihre Auswirkungen auf die Gesetzgebung und die Rechtsanwendung in Deutschland darzustellen.
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Stichworte: Als Europäisches Strafrecht wird das materielle und formelle Recht der EU und der EMRK verstanden, welches der Ahndung von Kriminalität dient. Nationales Recht gehört zum Thema, soweit es durch die strafrechtlichen Vorgaben der EU und der EMRK beeinflusst ist.









Kapitel 2:
Grundlagen

I.Europa – Politisches Projekt und rechtliche Grenzen nach deutschem Verfassungsrecht

1.Politisches Projekt

1

Politisch ist Europa ein Ziel, das Streben nach einer immer enger werdenden Union der Völker Europas (Art. 1 Abs. 2 EUV), basierend auf dem Postulat eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Art. 3 Abs. 2 EUV). Seit dem Vertrag von Maastricht (1992) und dem Beginn des Schengen-Prozesses (ab 1985) erstrecken sich der Verwirklichung dieses Ziels dienende, bis heute fragmentarisch gebliebene Bemühungen auch auf das Straf- und das Strafverfahrensrecht. Man kann auch sagen: Europa ist gegenwärtig ein Prozess, der Prozess der europäischen Integration, welcher nicht abgeschlossen ist und zu Regelungen geführt hat, die erkennbar den Stempel der Vorläufigkeit auf der Stirn tragen. Der Prozess leidet zudem an einem schwerwiegenden Gebrechen: Man weiß nicht, wohin er führen soll. Während einerseits der Wille zu weiteren Integrationsschritten besteht und durch die wirtschaftliche Entwicklung gerechtfertigt, ja erzwungen werden wird, gibt es andererseits Bremser, die sich mit den Einbußen an nationaler Souveränität nicht abfinden wollen. Zu ihnen gehört leider auch das deutsche Bundesverfassungsgericht, dessen Urteil zum Lissabon-Vertrag sich immer wieder als ein Hemmnis für eine Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit erweist.

Für Europa braucht man deshalb einen langen Atem. Aber man muss ihn haben. Wir befinden uns mittendrin in dem Prozess des Umbruchs. Wir sollten uns nicht von kleingeistigem Zank und Streit beeindrucken lassen. Man muss die historische Dimension des Vorgangs in den Blick nehmen, der zur Überwindung nationalstaatlichen Denkens nach Jahrhunderten der europäischen Zerrissenheit führen wird. Es lohnt sich. Zur Begründung braucht man gar nicht auf die Erfolge des Projekts und auf seine ungebrochene Attraktivität für außenstehende Länder hinzuweisen. Die Unmöglichkeit, dass es wegen der wirtschaftlichen Verflechtung unserer Staaten zu einem neuen Krieg mit Polen oder Frankreich kommen könnte, ist Rechtfertigung genug für die Integration. Aber es gibt genügend weitere Aufgaben.

Die Einsicht wächst, dass die gemeinsame Währung – der Euro – eine koordinierte, ja einheitliche Fiskal- und Wirtschaftspolitik verlangt, weil eine einheitliche Währung eine einheitliche wirtschaftliche Entwicklung in allen Staaten voraussetzt. Anderenfalls würden Turbulenzen in einem Staat sogleich die anderen Staaten mitreißen.

Diese Entwicklung ist zudem im weltpolitischen Rahmen zu sehen. Europäische Diplomaten berichten immer häufiger, dass sich die Gewichte der Weltpolitik in Richtung China, Indien, Brasilien verschieben. Die Länder Europas – die ja in der Außenpolitik jedes für sich allein auftreten – werden nicht mehr gefragt, sie sind bedeutungslos. Entsprechend können sie ihre Interessen auch immer weniger zur Geltung bringen. Gegenüber diesem Bedeutungsverlust ist Europa womöglich unsere letzte Chance.

2

Aber rechtlich und verfassungspolitisch stehen den Sachzwängen zu weiterer Integration auch reaktive Momente gegenüber, welche im Gedanken der staatlichen Souveränität verkörpert sind und besondere Bedeutung für das Straf- und Strafprozessrecht haben.

Der Gedanke der staatlichen Souveränität hat seine Ausprägung im 19. Jahrhundert im Begriff des Nationalstaats gefunden. Souveränität heißt, dass der Staat alle die Kennzeichen, die einen Staat ausmachen – Staatsvolk, Staatsgebiet, Staatsgewalt – in vollem Umfang innehat, so dass er über die Lebensverhältnisse im Land aus eigener Machtvollkommenheit bestimmen kann. Und in besonders empfindlicher Weise wird die demokratische Selbstbestimmung eines Staates durch Straf- und Strafverfahrensnormen berührt, wie das deutsche Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil zum Lissabon-Vertrag7 formuliert hat, Ein Staat, der keine Befugnis zur Aburteilung seiner Verbrecher hätte, wäre also in Wahrheit kein Staat. Der Staat aber, der seine Verbrecher aburteilt, muss naturgemäß auch Wert darauf legen, selbst zu bestimmen, welches Verhalten er in seiner Rechtsordnung als gemeinschaftswidrig betrachtet und welchen Weg er zur Durchsetzung seines Rechts einschlägt. Das mindert die Bereitschaft zur Schaffung eines gemeineuropäischen Strafrechts und Strafprozessrechts. Diese Bereitschaft setzt zudem gegenseitiges Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten voraus, welches auch rechtlich zu einem Zentralbegriff der Integration geworden ist.8 Als Rechtsbegriff sind ihm freilich auch Grenzen immanent (Kap. 6/18; 9/70).

3

Die Europäische Union befindet sich in dem Dilemma zwischen solchen Sachzwängen zu weiterer Integration und dem Beharren auf den Prinzipien staatlicher Souveränität.

Im Verfahrensrecht geht Art. 82 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (der AEUV) deshalb primär einen Mittelweg. Nach seinem Absatz 1 beruht die Zusammenarbeit in Strafsachen innerhalb der Europäischen Union auf dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Urteile und Entscheidungen; die Angleichung von Rechtsvorschriften ermöglicht die Vorschrift nur, soweit sie diesem Ziel sowie der rechtlichen Zusammenarbeit in Fällen dient, die typischerweise eine grenzüberschreitende Dimension aufweisen. Auf den Dualismus Integration/Souveränität wird immer wieder aufmerksam zu machen sein, auch im Bereich des materiellen Strafrechts.

Aber es ist nochmals zu betonen: Man braucht einen langen Atem. Die gegenwärtige rechtliche Situation auf dem Gebiete des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts lässt sich als Übergangsphase beschreiben; das Recht hat seine endgültige Gestalt hier noch lange nicht gefunden.

Dennoch: Wir haben eine ganze Reihe von Regelungen europäischen Rechts, die unmittelbar für das Strafverfahren von Bedeutung sind und angewendet werden müssen. Man muss sie daher kennen. Darüber hinaus nimmt die Zahl von Vorschriften stetig zu, mit denen der europäische Gesetzgeber bindenden Einfluss auf nationales Recht nimmt. Auch die Frage der Vereinbarkeit nationalen Rechts mit Unionsrecht gewinnt daher zunehmend an Bedeutung. Voraussetzung für den sachgerechten Umgang mit den hier anfallenden Problemen ist daher die Kenntnis des Unionsrechts und des Einflusses europarechtlicher Vorgaben auf das nationale Recht.

[image: ]


Stichworte: Der Gedanke der staatlichen Souveränität hat im Straf- und Strafprozessrecht besondere Bedeutung, weil sich das Wesen des Staates in seiner Befugnis ausdrückt, Strafe zu verhängen. Integrationsbemühungen stoßen hier auf starke rechtliche und politische Widerstände. Der europäische Rahmen ist noch unfertig. Rechtlicher und politischer Zentralbegriff der Integration ist gegenseitiges Vertrauen.




2.Verfassungsrechtliche Grundlagen und Grenzen

4

Innerstaatliche Grundlage der Bundesrepublik für ihre Mitgliedschaft in der Europäischen Union ist Art. 23 GG. Der bloße Wortlaut des Grundgesetzes gibt allerdings die Rechtslage nicht vollständig wieder. Abgesehen davon, dass die weiteren Absätze des Artikels 23 GG eine Fülle von Einzelregelungen enthalten, gibt es auch ein Gesetz über die Wahrnehmung der Integrationsverantwortung des Bundestages und des Bundesrates in Angelegenheiten der Europäischen Union,9 ein Gesetz über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in Angelegenheiten der Europäischen Union10 sowie ein Gesetz über die Zusammenarbeit von Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union.11 Alle diese Gesetze regeln die innerstaatliche Willensbildung und die demokratische Legitimation bei der Verabschiedung von Rechtsakten der Europäischen Union. So ist der deutsche Vertreter im Brüsseler Rat in vielen Fällen verpflichtet, vor seiner Abstimmung eine Entscheidung des Bundestages herbeizuführen, welche ihn sodann bindet.

5

Die Regelung über die verpflichtende Einbindung des Deutschen Bundestages in das Zustandekommen von Rechtsakten der Europäischen Union beruht auf dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag von Lissabon,12 welches den Begriff der Integrationsverantwortung geschaffen hat. Mit ihr soll sichergestellt werden, dass Regelungen, welche eine Veränderung des Vertragsrechts ohne Ratifikationsverfahren ermöglichen, nur unter Mitwirkung des nationalen deutschen Parlaments erfolgen. Ebenso wichtig wie dieser Begriff ist jedoch der der „Verfassungsidentität“. Hiermit bringt das Bundesverfassungsgericht in seinem Lissabon-Urteil zum Ausdruck, dass eine Übertragung von Hoheitsrechten nicht unbegrenzt zulässig sein soll. Vielmehr müsse den Mitgliedstaaten ein ausreichender Raum zur politischen Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensverhältnisse verbleiben. Das gelte insbesondere für den besonders sensiblen Bereich der Strafrechtspflege; in diesem Bereich müssten Kompetenznormen des EU-Vertrages daher eng ausgelegt werden.13 Das Bundesverfassungsgericht prüft, ob diese Grenzen eingehalten sind. Integration über die vom Bundesverfassungsgericht angenommenen Grenzen hinaus würde die Annahme einer neuen Verfassung erfordern.
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Stichworte: Verfassungsrechtliche Grundlage der Integration ist Art. 23 GG. Für weitere Integrationsschritte haben die gesetzgebenden Organe eine Integrationsverantwortung. Die Verfassungsidentität Deutschlands ist zu wahren.










3.Zur Rechtswirklichkeit
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Strafrechtliche Normen in Deutschland sind vom souveränen deutschen Gesetzgeber erlassen. Nichts deutet gewöhnlich darauf hin, dass er in seinem Gestaltungsspielraum rechtlich eingeengt gewesen wäre. Als Beispiel möge § 184b Abs. 1 Nr. 1 StGB i.d.F. des 49. StrÄndG dienen. Die Vorschrift definiert den Begriff der Kinderpornographie und lautet insoweit wie folgt:

Kinderpornographisch ist eine pornographische Schrift (§ 11 Abs. 3), wenn sie zum Gegenstand hat:


a)sexuelle Handlungen von, an oder vor einer Person unter 14 Jahren (Kind),

b)die Wiedergabe eines ganz oder teilweise unbekleideten Kindes in unnatürlich geschlechtsbetonter Körperhaltung oder

c)die sexuell aufreizende Wiedergabe der unbekleideten Genitalien oder des unbekleideten Gesäßes eines Kindes



Tatsächlich aber ist die Vorschrift vor dem Hintergrund einer Richtlinie der Europäischen Union zu sehen, in deren Rahmen sich der deutsche Gesetzgeber halten wollte14 und musste. Die Richtlinie definiert den Begriff der Kinderpornographie wie folgt:15

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „Kinderpornographie“


i)jegliches Material mit Darstellungen eines Kindes, das an realen oder simulierten eindeutig sexuellen Handlungen beteiligt ist,

ii)jegliche Darstellung der Geschlechtsorgane eines Kindes für primär sexuelle Zwecke,

iii)jegliches Material mit Darstellungen einer Person mit kindlichem Erscheinungsbild, die an realen oder simulierten eindeutig sexuellen Handlungen beteiligt ist, oder jegliche Darstellung der Geschlechtsorgane einer Person mit kindlichem Erscheinungsbild für primär sexuelle Zwecke,

iv)realistische Darstellung eines Kindes, das an eindeutig sexuellen Handlungen beteiligt ist, oder realistische Darstellung der Geschlechtsorgane eines Kindes für primär sexuelle Zwecke.



Es ist absehbar, dass bei der Gesetzesanwendung in der Praxis die Frage auftreten wird, ob sich die Definition des deutschen Gesetzgebers mit derjenigen der Richtlinie deckt und wie eine eventuelle Kollision zu lösen ist. Der Frage ist hier nicht nachzugehen, jedoch dürfte einsichtig sein, dass europäisches Recht unmittelbar in der Praxis eines jeden Strafrichters, Verteidigers und Staatsanwalts Bedeutung erlangen kann. Ein weiteres Beispiel der Verzahnung verschiedener Normenkreise in Europa bietet folgendes Beispiel,16 welches als erdachter Leitfall die Problematik verdeutlichen, hier aber ebenfalls nicht näher untersucht werden soll:


Leitfall: Der deutsche Arzt A. wohnt mit seiner Familie in Deutschland im Grenzgebiet zu den Niederlanden. Er fährt täglich zu seiner Arbeitsstelle in Holland, einer Abtreibungsklinik, in der Schwangerschaftsunterbrechungen ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen der §§ 218 ff. des deutschen StGBs, aber nach niederländischem Recht völlig legal, vorgenommen werden. Im Hinblick auf seine berufliche Tätigkeit leitet die deutsche Staatsanwaltschaft gemäß § 5 Nr. 9 StGB ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren wegen Verdachts des Verstoßes nach § 218 StGB gegen ihn ein.

Ist das zulässig? Könnte auch gegen Schwangere aus Deutschland, die die Klinik aufsuchen, strafrechtlich vorgegangen werden?
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Die Europäische Union kennt von Beginn an und entsprechend ihrem ursprünglichen Charakter als Wirtschaftsgemeinschaft vier Grundfreiheiten: den freien Warenverkehr, den freien Personenverkehr (Niederlassungsfreiheit), den freien Dienstleistungsverkehr (aktive und passive Dienstleistungsfreiheit) und den freien Kapitalverkehr. Das sind eherne Säulen, die umfassende, aber nicht absolute Geltung besitzen. Sie können vielmehr aus Gründen des öffentlichen Wohls eingeschränkt werden. Trotzdem: Die vier Grundfreiheiten können dazu führen, dass nationales Recht und europäisches Recht in Fällen mit Auslandsbezug miteinander kollidieren, wenn das nationale Recht der Verwirklichung der Ziele der EU im Wege steht.
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Dieser Befund hat dazu geführt, von einem „dynamischen Kompetenzgefüge“ auf Unionsebene zu sprechen, welches zu einer „Europäisierung“ des gesamten nationalen Rechts führt. Hiervon ist das Strafrecht, auch wenn bei ihm der Gedanke der staatlichen Souveränität eine besondere Rolle spielt, nicht ausgenommen.17 Bei der Erfassung dieses dynamischen Kompetenzgefüges steht im Mittelpunkt der Begriff der „Durchführung des Rechts der Union“. Mit dieser weit gespannten und später (Kap. 4/16) zu behandelnden zentralen Kategorie soll die funktionale Verschränkung des europäischen und des nationalen Rechts bewältigt und vollziehbar werden. Bei der Durchführung von Unionsrecht gelten für die Mitgliedstaaten bestimmte Garantienormen wie die Grundrechte, die Grundfreiheiten und die allgemeinen Grundsätze des Unionsrechts auch dann, wenn sie europäische Normen in ihr eigenes Recht umgesetzt haben und in eigener Verantwortlichkeit handeln. Folgerichtig ist insoweit auch eine Zuständigkeit des EuGH gegeben (vgl. aber Kap. 3/13).

9

Unter einem anderen und umfassenderen Blickwinkel wird der rechtliche und faktische Zustand des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts auf dem Gebiete des Strafrechts als „Verbundstrafverfolgung“ bezeichnet. Darunter werden die Phänomene eines Vollstreckungsverbundes – der sich durch das Hineinwirken von justiziellen Akten eines Mitgliedstaates in andere Mitgliedstaaten der EU auszeichnet –, eines Informationsverbundes und gemeinsamer Institutionen auf dem weiten Feld der Kriminalitätsbewältigung verstanden.18 Der Begriff ist dem europäischen Verwaltungsrecht entlehnt und erinnert an die Charakterisierung der EU als Staatenverbund durch das Bundesverfassungsgericht (Kap. 2/38); er dient dazu, die Funktionen der EU auf dem Gebiet der Strafverfolgung zu beschreiben, zu analysieren und zu bewerten.

Im Leitfall stellt sich die Frage, ob der deutsche Arzt in seinem Recht auf Freizügigkeit (Arbeitnehmerfreizügigkeit) und die deutsche Schwangere in ihrer passiven Dienstleistungsfreiheit unzulässig behindert werden (dazu Kap. 5/56).

Die Begegnung mit europäischem Recht ist mithin jederzeit und überall möglich, auch im Strafrecht. Schätzungen besagen, dass im Wirtschaftsrecht etwa 80% des geltenden Normenbestandes europarechtlich dominiert sind. Es gibt seriöse Stimmen, welche eine ähnliche Überformung für das Strafrecht prognostizieren.
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Stichworte: Die Praxis im europäischen Rechtsraum ist durch eine Verschränkung der Normenkreise, durch ein „dynamisches Kompetenzgefüge“ gekennzeichnet, in dessen Mittelpunkt aus Sicht der Mitgliedstaaten der Begriff der „Durchführung des Rechts der Union“ steht.





II.Abgrenzungen, Terminologie, Verhältnis der Normenkreise zueinander

Vor einer Befassung mit dem europäischen Strafrecht und dem europäischen Strafverfahrensrecht bedarf es aber zunächst einer Klärung der Terminologie.

1.Völkerrecht, nationales Recht, europäisches Recht
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In Fällen, die durch grenzüberschreitende Sachverhalte gekennzeichnet sind, greifen oft die Normen des Völkerrechts, des nationalen Rechts und des europäischen Rechts ineinander; sie sind aber unterschiedlicher Natur und sachlich und begrifflich voneinander abzugrenzen.

Völkerrecht gilt zwischen Staaten und internationalen Organisationen. Es kann verschiedene Wurzeln haben. Meist wird es heute durch internationale Verträge begründet. Im anglo-amerikanischen Rechtskreis wird für diese Rechtsmaterie deshalb sehr häufig auch die Bezeichnung „International Law“ verwandt. Es gibt aber auch Völkergewohnheitsrecht. In Europa spielt regionales Völkerrecht eine beträchtliche Rolle. Das sind Konventionen, völkerrechtliche Verträge zwischen den Staaten Europas.

In Deutschland werden völkerrechtliche Verträge nach Art. 59 Abs. 2 GG in nationales Recht transformiert und erlangen dadurch innerstaatliche Wirksamkeit. Oft begründen sie für die nationale Gesetzgebung Verpflichtungen, die vom Gesetzgeber zu erfüllen sind. So beruht beispielsweise § 261 StGB – die Vorschrift über die Strafbarkeit der Geldwäsche – auf völkerrechtlichen Verträgen (Kap. 11/22).

Nationales Recht ist das Recht, welches der einzelne Staat in dem von seiner Verfassung bestimmten Verfahren erlässt und das grundsätzlich die innerstaatlichen Verhältnisse ordnen soll.

Das europäische Recht steht dazwischen. Die Gründungsverträge zu den Europäischen Gemeinschaften mit ihren Abänderungen einschließlich des Vertrags von Lissabon sind gewöhnliche völkerrechtliche Verträge. Sie weisen aber die Besonderheit auf, dass die vertragschließenden Staaten einen Teil ihrer Souveränität auf ein neu geschaffenes Völkerrechtssubjekt übertragen haben. Dieses neue Völkerrechtssubjekt hat die Befugnis, seinerseits Rechtsnormen zu schaffen, welche für alle Mitgliedstaaten verbindlich sind und daher echtes supranationales Recht darstellen. Man nennt die Gründungsverträge mit ihren Änderungen auch das Primärrecht der Union. Zu diesem Primärrecht zählen zusätzlich die Beitrittsverträge mit den später beigetretenen Staaten, weil auch sie reine völkerrechtliche Verträge sind, ebenso Übereinkommen über den Austritt eines Mitgliedstaates aus der EU nach Art. 50 EUV. Das von den Organen der Europäischen Union gesetzte Recht, welches sie kraft der ihr übertragenen Kompetenz schaffen, ist dann das Sekundärrecht.

Das Recht der EU hat sich im Laufe der Jahre zu einer autonomen Rechtsordnung entwickelt, deren Systematik, Begrifflichkeit und Auslegungsgrundsätze zwar prinzipiell von den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten losgelöst sind. Im Bereich des Strafrechts und des Strafverfahrensrechts hat dieser Vorgang aber erst spät begonnen, ist daher nicht weit fortgeschritten und wird vermutlich auch nicht die Tiefe erreichen wie in den voll harmonisierten Rechtsmaterien.
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Stichworte: Im Unterschied zum nationalen und Völkerrecht ist das Recht der EU heute supranationales Recht. Primärrecht sind die Verträge, Sekundärrecht ist das von der EU aufgrund der ihr übertragenen Kompetenz gesetzte Recht.




2.Begriffliche Abgrenzungen
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Für die Verständigung im strafrechtlichen Bereich benötigen wir weitere terminologische und inhaltliche Klarstellungen. Die Begriffe Internationales Strafrecht, dazu transnationales Strafrecht oder Rechtshilferecht, Völkerstrafrecht, Völkerstrafgesetzbuch müssen auseinander gehalten werden.

a)Internationales Strafrecht


Leitfall: Ein Franzose begeht in Berlin ein Tötungsdelikt an einem englischen Staatsangehörigen. Welcher Staat darf die Straftat verfolgen?


Die Begriffsbildung „Internationales Strafrecht“ weckt zunächst Assoziationen an das Zivilrecht, das den Terminus „Internationales Privatrecht“ kennt. Internationales Privatrecht bestimmt, welche nationale Privatrechtsordnung auf einen bestimmten Sachverhalt anwendbar sein soll. Wenn zwei Parteien einen Vertrag schließen, können sie in der Regel vereinbaren, ob im Streitfall deutsches oder ein anderes Recht Anwendung finden soll. Wenn sie im Ausland ein Grundstück besitzen, gilt regelmäßig das Recht der belegenen Sache. Wenn jemand im Ausland einen Verkehrsunfall erleidet, gilt meist das Recht des Unfallortes.

Diesen Sprachgebrauch hat in Deutschland das Strafrecht übernommen. Internationales Strafrecht ist als Parallele zum Internationalen Privatrecht Strafanwendungsrecht. Es bestimmt allerdings nicht lediglich, ob ein Verhalten nach deutschem Strafrecht zu beurteilen ist. Es bestimmt gleichzeitig, wann eine Straftat überhaupt von den deutschen Strafverfolgungsbehörden zu verfolgen und von deutschen Gerichten abzuurteilen ist. Es umschreibt also den Umfang der deutschen Strafgewalt. Das Internationale Strafrecht Deutschlands bestimmt außerdem nur, in welchen Fällen die deutsche Justiz zuständig ist. Ob auch ausländische Staaten die Befugnis für sich in Anspruch nehmen, dasselbe Verhalten einer bestimmten Person strafrechtlich zu verfolgen, regelt deren Rechtsordnung. Man spricht insofern von „einseitigen Kollisionsnormen“.

Das Internationale Strafrecht Deutschlands ist weitgehend in §§ 3 bis 7 StGB geregelt. Es handelt sich, wie der Standort und der Regelungsbereich der Vorschriften ergeben, ausschließlich um deutsches nationales Recht. Die Verwendung des Wortes Internationales Strafrecht ist daher missverständlich und nicht besonders glücklich; sie kommt auch zunehmend außer Gebrauch. Üblicherweise wird diese Bezeichnung heute durch den Terminus „Strafanwendungsrecht“ ersetzt.19 Der Terminus Internationales Strafrecht dient dagegen zur umfassenden Bezeichnung aller Rechtsgebiete, die einen Bezug zum Ausland oder zu einer internationalen Organisation aufweisen.

Der Fall der Tötung eines Engländers durch einen Franzosen in Berlin beurteilt sich nach § 3 StGB, wonach das deutsche Strafrecht für alle Taten gilt, die im Inland begangen werden. Die Rechtsordnungen von Frankreich und England bestimmen, ob die Tat auch von der Justiz dieser Staaten verfolgt werden kann. Diese unschönen Konkurrenzen verschiedener Rechtsordnungen werden auf deutscher Seite gemildert dadurch, dass im Ausland wegen derselben Tat erlittene Freiheitsentziehung auf die inländische Strafe anzurechnen ist (§ 51 Abs. 3 StGB) sowie durch die Möglichkeit der Nichtverfolgung von Auslandstaten nach § 153c StPO. Zu den Bemühungen um eine Begrenzung konkurrierender Strafgewalten Kap. 2/23 ff.


b)Internationale Rechtshilfe
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Enge Beziehungen bis – im Verfahrensrecht – zur teilweisen Identität hat europäisches Strafrecht aber mit der Internationalen Rechtshilfe in Strafsachen. Als Recht der Rechtshilfe werden diejenigen Normen bezeichnet, die die auf Ersuchen geleistete Unterstützung20 eines fremden Staates zur Durchführung seiner Strafverfahren regeln oder umgekehrt auch die Hilfeersuchen des deutschen Staates an das Ausland. Diese Definition, die Rechtshilfe im Ausgangspunkt als bloße zwischenstaatliche Angelegenheit betrachtet, ist allerdings umstritten. Eine andere Auffassung möchte das Rechtshilferecht aus der reinen Beziehung zwischen Staaten herauslösen und sieht das Individuum auch in diesem Bereich als Träger von Rechten, also als Rechtssubjekt. Mit diesem Ziel versteht sie Rechtshilfe dogmatisch als international-arbeitsteiliges Strafverfahren.21 Indessen steht diese Umschreibung im Widerspruch zur Möglichkeit der Konkurrenz verschiedener Strafrechtsordnungen (dazu Kap. 2/23; auch Kap. 9/62) und der Befugnis, Rechtshilfe abzulehnen, sofern der eigene Staat das Strafverfahren selbst durchführen will (vgl. § 83b Abs. 1 Nr. 1, 2 IRG). Klassische Rechtshilfe wird geleistet, wenn die Sache den eigenen Staat im Grunde nichts angeht (näher Kap. 4/33 ff.). Das Bild eines arbeitsteiligen Vorgehens bei gleichliegenden Interessen ist daher schief.22 Die gebotene Achtung der Subjektqualität des Betroffenen ergibt sich unabhängig von der Definitionsfrage aus der umfassenden Geltung der Grund- und Menschenrechte auch in diesem Bereich.23


Leitfall: Ein Täter hat in Italien einen Franzosen erschlagen, sich danach nach Deutschland abgesetzt, wird hier gefasst und soll schließlich in Frankreich verurteilt werden.


In einem solchen Fall muss nicht nur geklärt werden, welcher Staat das Strafverfahren übernimmt, vielmehr muss der Verfahrensstaat auch faktisch in die Lage versetzt werden, den Prozess durchzuführen. Dazu gehört die Auslieferung des Täters, dazu gehört die Übermittlung des notwendigen Beweismaterials und schließlich gehört dazu auch die Vollstreckung des Urteils. Deutschland hat ein Gesetz über die Internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG) erlassen. Dieses bestimmt, wie sich die deutschen Strafverfolgungsbehörden in Fällen mit Auslandsbezug zu verhalten haben. Manche bezeichnen diese Materie unter Einschluss aller Instrumente grenzüberschreitender Zusammenarbeit als transnationales Strafrecht.24 Es handelt sich aber auch hierbei um rein nationales deutsches Recht. Der notwendige Gleichklang mit den Rechtshilfevorschriften anderer Staaten wird meist entweder durch völkerrechtliche Übereinkommen oder mittlerweile – was hier besonders interessiert – mit Hilfe des europäischen Rechts hergestellt, zum Beispiel den Europäischen Haftbefehl. Die Bestimmungen der EU über die Zusammenarbeit zwischen ihren Mitgliedstaaten sind darauf angelegt, das klassische Rechtshilferecht abzulösen. In bestimmten Bereichen sind bereits zukunftweisende Schritte in diese Richtung unternommen, so etwa bei der grenzüberschreitenden Nutzung von Datensammlungen (Fingerabdruckregister, DNA-Register) oder beim Austausch von Informationen nach dem Grundsatz der Verfügbarkeit.
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Im Laufe der Entwicklung hatten sich im klassischen Rechtshilfeverkehr bestimmte Standards zwischenstaatlicher Rechtshilfe entwickelt.25 Rechtshilfe wurde freiwillig oder auf vertraglicher Basis geleistet. Sie setzte in der Regel eine „auslieferungsfähige Tat“ voraus. Das bedeutete, dass bestimmte Delikte – etwa Steuerstraftaten, militärische Straftaten oder politische Straftaten – von vornherein ausschieden. Darüber hinaus war bestimmt, dass die Tat in beiden beteiligten Staaten strafbar sein musste – das war das Erfordernis beiderseitiger Strafbarkeit. Ferner galt das Prinzip der Spezialität. Nach der Auslieferung durfte die Verurteilung nur wegen genau der Tat erfolgen, die der Auslieferungsbewilligung zugrunde lag. Im Verhältnis zu Drittstaaten gilt dieses Prinzip weiterhin als allgemeiner Grundsatz des Völkerrechts (Art. 25 GG).26 Darüber hinaus war das Verfahren außerordentlich kompliziert. Nach einer gerichtlichen Prüfung der rechtlichen Voraussetzungen für die Leistung von Rechtshilfe schloss sich ein behördliches Verfahren an, in dem die Bewilligungsbehörde nach ihrem freien, gerichtlich nicht nachprüfbaren Ermessen – meist unter Beachtung außenpolitischer Gesichtspunkte – über die Bewilligung zu befinden hatte (näher Kap. 4/33).

Es war ein verdienstvolles Bemühen des Europarates, frühzeitig den Abschluss völkerrechtlicher Verträge zur Vereinfachung der Rechtshilfe vorangetrieben zu haben. Demselben Ziel widmete sich aber auch die EU mit – mangels Gesetzgebungskompetenz zunächst – eigenen Übereinkommen, später mit Rahmenbeschlüssen. Das Ergebnis war, dass die Rechtslage kaum noch zu überblicken war. Die Bemühungen der EU, wenigstens auf ihrem Gebiet die bisherige klassische Rechtshilfe durch ein Prinzip der unmittelbaren gegenseitigen Anerkennung – also der europaweiten Wirksamkeit gerichtlicher Entscheidungen – zu ersetzen, verdient daher besondere Aufmerksamkeit. Gleichwohl ist es auch im Rahmen der EU bisher nicht gelungen, die komplizierten Regelungen über die internationale Rechtshilfe vollkommen durch ein System vernünftiger Zusammenarbeit zu ersetzen. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich in diesem Prozess auch keineswegs als Vorreiter erwiesen (vgl. zu den einzelnen europäischen Rechtsakten und ihrer Umsetzung in deutsches Recht Kap. 6/4; 11/1).

Aber im Wesentlichen – und ohne Berücksichtigung nationaler Vorbehalte – gelten im Verhältnis der Mitgliedstaaten der EU zueinander heute die von der EU erlassenen Rechtsakte, die im Achten bis Zehnten Teil des IRG in deutsches Recht umgesetzt worden sind und allen früheren völkerrechtlichen Vereinbarungen vorgehen (vgl. z.B. § 1 Abs. 4, § 78 Abs. 2 IRG).27 Im Verhältnis zu den Mitgliedstaaten des Europarates sind weiterhin die in seinem Schoß erarbeiteten Übereinkommen maßgebend.28 Der Rechtshilfeverkehr mit Drittstaaten vollzieht sich aufgrund bilateraler, multilateraler Abkommen oder im vertraglosen Verkehr.
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Stichworte: Internationale Rechtshilfe ist die auf Ersuchen geleistete Unterstützung eines fremden Staates zur Durchführung seiner Strafverfahren.




c)Völkerstrafrecht
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Fall: Nach dem Zerfall Jugoslawiens bricht in Bosnien-Herzegowina ein tiefgreifender ethnischer und religiöser Konflikt aus. In Srebrenica werden 8.000 Zivilpersonen moslemischer Religion allein wegen ihrer ethnischen und religiösen Zugehörigkeit getötet, ferner kommt es zu Massenvergewaltigungen.


Völkerstrafrecht ist ein Teilgebiet des Völkerrechts, welches sich seit den Nürnberger Prozessen rasant entwickelt hat. Die Völkergemeinschaft nimmt heute für sich in Anspruch, Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen, sowie nunmehr auch das Verbrechen der Aggression29 als Straftaten einzelner Personen, welche sich aber gegen die Menschheit als Ganzes richten, ahnden zu dürfen. Durch eine Konvention des Völkerrechts, also einen völkerrechtlichen Vertrag, ist 2002 der Internationale Strafgerichtshof in Den Haag errichtet worden. Er ist als völkerrechtliche Institution zuständig zur Aburteilung der Völkerrechtsverbrechen, welche in seinem Statut im Einzelnen aufgeführt sind. Tätig wird er allerdings nur, wenn der Nationalstaat zur Strafverfolgung nicht bereit oder in der Lage ist (Grundsatz der Komplementarität). Die Zusammenarbeit der deutschen Behörden mit dem Strafgerichtshof ist durch ein besonderes Gesetz geregelt.30

Die Tötungen und systematischen Massenvergewaltigungen im Bosnien-Krieg sind typische Fälle von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, welche zur Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs in Den Haag gehören. Die Führer der bosnischen Serben Mladic und Karadzic sind dem Gerichtshof zur Aburteilung überstellt worden.


d)Völkerstrafgesetzbuch
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Das Völkerstrafgesetzbuch ist ausschließlich nationales deutsches Recht. Es transformiert die völkerrechtlichen Tatbestände des Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs in Den Haag in nationales deutsches Recht. Neben einigen Regelungen, welche den Allgemeinen Teil des Strafrechts betreffen, übernimmt es mit geringen Modifikationen die Tatbestände des Verbrechens gegen die Menschlichkeit, des Kriegsverbrechens, des Völkermordes sowie jetzt auch der Aggression.31 Das war erforderlich, damit sich Deutschland nicht sagen lassen musste, es sei zur Verfolgung von Völkerrechtsverbrechen, insbesondere von Verbrechen gegen die Menschlichkeit, nicht bereit oder in der Lage. Das Gesetzbuch sichert somit den Zuständigkeitsvorrang der deutschen Gerichte, wie er im Grundsatz der Komplementarität angelegt ist. Bezüglich des Verbrechens der Aggression hat der deutsche Gesetzgeber insoweit die Übereinstimmung mit dem geänderten Römischen Statut des IStGH hergestellt; mit europäischem Recht hat das Völkerstrafgesetzbuch aber nichts zu tun. Es ist daher auch nicht Gegenstand dieses Lehrbuchs.



3.Kollisionen

a)Recht der EU und nationales Recht
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Dort, wo verschiedene Normenkreise sich berühren, kommt es zwangsläufig in bestimmten Fällen auch zu Kollisionen. Ein solcher Fall liegt vor, wenn unmittelbar geltendes europäisches und nationales Recht nicht miteinander zu vereinbaren sind. Zur Lösung des Konflikts sind wie stets zunächst die herkömmlichen Methoden der Auslegung zu verwenden, wobei das nationale Recht unionsrechtskonform zu interpretieren ist. Das führt aber nicht immer zur Lösung, weil jede Interpretation Grenzen hat, deren Überschreitung zur Rechtsanwendung contra legem führt. Es bedarf dann einer normativen Auflösung des Konflikts.

Das europäische Recht löst Zusammenstöße mit nationalem Recht nicht durch eine klare Vorrangregelung wie die deutsche Verfassung in Art. 31 GG – „Bundesrecht bricht Landesrecht“. Es war der Europäische Gerichtshof in Luxemburg, der bereits 1964 aus der Eigenart der Europäischen Gemeinschaft geschlossen hat, dass das Unionsrecht in der ganzen Union einheitlich und vollständig zu gelten habe. Einzelne Staaten könnten es nicht partiell, für ihren Hoheitsbereich außer Kraft setzen, weil sonst die Ziele der Gemeinschaft und ihre Grundfreiheiten nicht durchsetzbar wären. Unmittelbar geltendes Unionsrecht hat daher im Kollisionsfall, wenn dieser nicht durch Auslegung zu lösen ist, Vorrang vor dem nationalen Recht.32 Unerheblich ist die zeitliche Reihenfolge des Erlasses der Vorschriften; die Regel, wonach das später erlassene Gesetz das früher erlassene verdränge, hat keine Bedeutung.33 Das gilt auch für das Strafrecht, beispielsweise für Strafvorschriften, welche verwaltungsrechtliche Pflichten sanktionieren, die mit dem Unionsrecht unvereinbar sind.34

Für die Einordnung in das deutsche System des Verbrechensaufbaus bedeutet dies Tatbestandslosigkeit. Strafvorschriften, die nicht anwendbar sind, scheiden als verhaltenssteuernde Normen aus und sind daher strafrechtlich irrelevant.35

Die Unionsrechtswidrigkeit der nationalen Strafnorm kann sich aber auch auf die Rechtsfolgenseite beschränken. In diesem Falle ist das Verhalten des Bürgers zwar nicht tatbestandslos, sondern bleibt rechtswidrig; es ist aber nicht strafbar, weil es an einer anwendbaren Sanktionsdrohung fehlt.
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Der Vorrang bedeutet nicht, dass das nationale Recht nichtig wäre. Es ist lediglich im Verhältnis zum Unionsrecht nachrangig, also unanwendbar. Das nationale Gericht hat es außer Betracht zu lassen, ohne dass es dazu eines besonderen Verfahrens bedürfte.36 Der Vorrang umfasst das gesamte nationale Recht, auch das nationale Verfassungsrecht.37 Der Vorrang gilt selbst dann, wenn das nationale Verfassungsgericht eine Norm für innerstaatlich verfassungswidrig erklärt, ihre Geltung aber für eine Übergangszeit aufrechterhalten hat.38 Im Leitfall (Kap. 2/6) würde § 5 Nr. 9 StGB, die Strafanwendungsnorm über den Schwangerschaftsabbruch, in der Europäischen Union unanwendbar sein, wenn sie der Dienstleistungsfreiheit widerspräche. Im Verhältnis zu Drittstaaten wie der Schweiz würde sie aber durchaus gelten können. Doch könnte einem Strafverfahren gegen den Arzt innerstaatlich der Gleichheitssatz des Art. 3 GG entgegenstehen, der eine „Inländerdiskriminierung“ verbietet (Kap. 5/25 ff.).
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Der Vorrang des Unionsrechts berührt nationalstaatliche Empfindlichkeiten. Wie stark diese dem Souveränitätsgedanken verhafteten Empfindlichkeiten nach wie vor sind, zeigt sich daran, dass es nicht gelungen ist, im Vertrag von Lissabon hierzu eine Vorschrift zu vereinbaren. Obwohl die Rechtslage seit 1964 klar ist, findet sich lediglich an einer ganz versteckten Stelle ein Hinweis auf sie. Dem Vertragswerk von Lissabon sind gemeinsame Erklärungen der Vertragsparteien angefügt, darunter eine gemeinsame Erklärung Nummer 17. In ihr ist die Auffassung der Staaten über die geltende Rechtslage niedergelegt; sie gibt – völlig ungewöhnlich – zusätzlich ein bestätigendes Gutachten des juristischen Dienstes des Rates wieder. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, dass hier ziemlich kindische Prinzipienreiter am Werk waren.

Die Eigenart des europäischen Rechts besteht also zunächst und zuvörderst darin, dass es sich um supranationales Recht handelt. Sowohl das Primärrecht wie auch das Sekundärrecht drängen nationales Recht zurück. Der nationale Gesetzgeber ist zudem verpflichtet, seine Gesetzgebung nach den Vorgaben des europäischen Rechts zu gestalten. Auf diese Weise sind beispielsweise im Bereich des Wirtschaftsrechts gegenwärtig etwa 80% des Bestandes an Rechtsnormen durch die Europäische Union erlassen oder dominiert. Im Strafrecht, jedenfalls im Kernstrafrecht, ist die Lage wohl noch anders, nähert sich der Situation im Zivilrecht aber zunehmend an. Weitgehend vereinheitlicht sind allerdings die Normen, welche Bezüge zum Wirtschaftsverkehr aufweisen. Beispielsweise ist das Kapitalmarktstrafrecht, insbesondere etwa die Strafbarkeit des verbotenen Insider-Handels durch eine europäische Richtlinie vollständig harmonisiert. Dasselbe gilt für die Cyber-Kriminalität, der sich sowohl der Europarat wie auch die EU gewidmet haben. Aber es ist zu betonen – die Rechtsentwicklung ist gegenwärtig ein dynamischer Prozess, der ständig weiter fortschreitet.

19

Bei den Kollisionen zwischen europäischem und nationalem Recht lassen sich zwei Fallgruppen unterscheiden.

Unvereinbarkeit der Normen liegt zunächst vor, wenn konkrete Einzelregelungen einander widersprechen; das ist nicht nur möglich, wenn eine europäische Verordnung und nationales Recht einander widersprechen. Die Situation kann auch eintreten im Verhältnis von Richtlinien und Rahmenbeschlüssen39 zu nationalen Bestimmungen.

Eine nationale Regelung kann aber auch dann mit dem europäischen Recht unvereinbar sein, wenn sie vielleicht nicht generell, wohl aber in bestimmten Fällen mit Pflichten kollidiert, welche den Mitgliedstaat aus den Verträgen, ihren allgemeinen Grundsätzen, den Grundrechten oder den Grundfreiheiten des EU-Rechts treffen. Auch solche Kollisionen führen nach dem EuGH zur Unanwendbarkeit der nationalen Bestimmung. Ein Beispiel dafür kann eine Verjährungsregelung darstellen, welche dem Mitgliedstaat die Pflicht zur nachhaltigen Verfolgung von Delikten, welche sich gegen die finanziellen Interessen der Union richten, unmöglich macht (s. aber Kap. 9/14 f.).

Besteht eine mit dem Recht der EU unvereinbare Rechtsprechung und beruht die Unvereinbarkeit allein auf einer Auslegung des Gesetzes, so ist sie abzuändern. Es greifen dann die Grundsätze über die Pflicht zur unionsrechtkonformen Auslegung ein (Kap. 5/30 ff.). Manche Rechtsordnungen kennen aber auch höchstrichterliche Entscheidungen, welche für alle Gerichte verbindlich sind. Liegt ein solcher Fall vor, so hat das mit der Sache befasste Gericht im Falle der Kollision die Pflicht, aus eigener Entscheidungsbefugnis diese Rechtsprechung unangewendet zu lassen.40

Nach der Rechtsprechung des EuGH obliegt die Pflicht, gegen Unionsrecht verstoßendes nationales Recht unangewendet zu lassen, nicht nur den Gerichten, sondern allen staatlichen Organen einschließlich den nationalen Verwaltungsbehörden.41 Im Kollisionsfall hätte danach auch die Staatsanwaltschaft die Befugnis, nationales Recht bei ihren Entscheidungen außer Betracht zu lassen. Im Interesse der Rechtssicherheit und der Rechtseinheit wird man dieser Rechtsprechung aber nur folgen können, wenn nach dem Staatsaufbau und der konkreten Verfahrensgestaltung letztlich eine Entscheidung des EuGH zu der betreffenden Frage herbeigeführt werden kann.
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Stichworte: Kollisionen des nationalen mit europäischem Recht sind vorrangig durch Auslegung zu lösen. Das nationale Recht ist dabei unionsrechtkonform zu interpretieren.

Lässt sich eine Kollision mittels Auslegung nicht auflösen, tritt das nationale Recht zurück – es ist unanwendbar, weil anders die Durchsetzung des europäischen Rechts und die Herstellung eines einheitlichen Rechtsraumes nicht möglich sind.

Solche Kollisionen können sich auch ergeben, wenn einzelne nationale Strafrechtsnormen gegen Vertragspflichten, die allgemeinen Grundsätze der Verträge, die Grundrechte oder die Grundfreiheiten verstoßen.




b)Deutsches Verfassungsrecht
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In einer fragilen Balance zum europäischen Recht befindet sich allerdings das deutsche Verfassungsrecht. Obwohl der Vorrang des europäischen Rechts auch das nationale Verfassungsrecht erfasst, und obwohl das Bundesverfassungsgericht das Bestehen eines kooperativen Miteinanders zum EuGH postuliert, reklamiert das Bundesverfassungsgericht für sich eine exklusive Prüfungs- und Entscheidungskompetenz zu den Fragen, ob die Europäische Union mit dem Erlass einer Rechtsnorm die ihr übertragenen Befugnisse überschritten hat (Ultra-Vires-Lehre) oder ob sie damit Schutz und Durchsetzung der mitgliedstaatlichen Grundrechte in einer Weise gefährdet, dass dies die Identität der durch das Grundgesetz errichteten Verfassungsordnung infrage stellt.42 Das Bundesverfassungsgericht prüft ferner, ob der Grundrechtsschutz in der Europäischen Union hinter dem deutschen Verfassungsrecht zurückbleibt. Solange der Schutz in beiden Rechtsordnungen gleichwertig ist, enthält sich das Bundesverfassungsgericht einer eigenen Prüfung von Rechtsnormen der EU.

In der Praxis freilich stoßen sich die Dinge nicht so hart. Bei der Auslegung von Unionsrecht gebührt dem Europäischen Gerichtshof in Luxemburg auch nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts der Vorrang. So haben sich Zusammenstöße bisher vermeiden lassen. Ob das so bleibt, ist allerdings offen. In jüngerer Zeit hat der EuGH ein Urteil erlassen, mit dem er ersichtlich seine Kompetenzen überschritten hat, und das sogleich eine entsprechende Reaktion des Bundesverfassungsgerichts hervorgerufen hat.43 Bei der Frage, was Unionsrecht ist (Kap. 3/13), wird darauf zurückzukommen sein.
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Andererseits hat das Bundesverfassungsgericht kürzlich eine Grundsatzentscheidung44 getroffen, durch die es den Vorrang des Unionsrechts vor dem nationalen Recht, einschließlich des Verfassungsrechts, bestätigt und klargestellt hat, welchen Umfang der Bereich der „integrationsfesten“ Prinzipien des Grundgesetzes hat. Der ausführlich erläuterte Vorbehalt erstreckt sich nicht auf jede Verfassungsposition des Einzelnen, sondern ergreift die Grundlagen des Rechtsstaates und der Menschenwürde, wie sie auch in Art. 6 EUV niedergelegt sind. Im Strafrecht betrifft dies in erster Linie das Schuldprinzip, welches nur auf der Basis umfassender Wahrheitsermittlung durchsetzbar ist. Zusätzlich hat das Bundesverfassungsgericht den Vorrang des Unionsrechts dadurch auch praktisch gestärkt, dass es die Entscheidung über eine Durchbrechung des Vorrangs sich selbst vorbehalten hat.45 Nach dieser dogmatischen Grundlegung gelangt es zu dem zutreffenden Ergebnis, dass das Recht der Union – jedenfalls im entschiedenen Fall des Rahmenbeschlusses über den Europäischen Haftbefehl (Kap. 6/18) – selbst den Rechtsstaatsvorbehalt aufweist und daher Konflikte zwischen nationalem Verfassungsrecht und Unionsrecht im Grundsatz nicht bestehen.46

Das macht Bedenken gegen die Rechtsprechung des EuGH zum Vorrang des Unionsrechts, die im deutschen Schrifttum verbreitet sind,47 im Ergebnis gegenstandslos. Rechtsprechungsdivergenzen werden künftig nicht mehr mit grundsätzlichen Erwägungen begründbar sein; vielmehr können sie sich allein aus einer unterschiedlichen Handhabung des in beiden Normenkreisen vorhandenen rechtsstaatlichen Minimums ergeben. Nachdem die Rechtsakte des europäischen Sekundärrechts nunmehr im Text oder in den Erwägungsgründen regelmäßig einen ausdrücklichen Vorbehalt zu Gunsten der Grundrechte und grundlegenden Normen des Unionsrechts enthalten, dürfte die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts einer Verallgemeinerung zugänglich sein. Zu kritisieren bleibt gleichwohl die weiterhin anzutreffende Haltung des Bundesverfassungsgerichts, die – im Widerspruch dazu – in den Menschenrechtsfragen nicht das Unionsrecht als maßgeblich betrachtet und so seine Vorlagepflicht nach Art. 267 AEUV umgeht. Das ist nicht nur eine Überschreitung seiner Kompetenzen, sondern verhindert zugleich, dass die einschlägigen Rechtsfragen mit europaweiter Wirksamkeit – vom EuGH – entschieden werden.
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Stichworte: Das BVerfG behält sich auch gegenüber dem europäischen Recht eine Letztverantwortung für die Bewahrung der deutschen Verfassungsidentität vor. Im Bereich der Sicherung des rechtsstaatlichen Minimums zeichnet sich dagegen Übereinstimmung mit dem EuGH ab.




c)Völkerrecht
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Weitere Komplikationen können sich aus Kollisionen von Völkerrecht und europäischem Recht ergeben.


Fall: Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat aufgrund der Ermächtigung in seiner Charta eine Resolution verabschiedet, mit der die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, in bestimmter Weise gegen das Netzwerk Al Quaida vorzugehen und Gelder von deren Mitgliedern und Unterstützern zu sperren. In Ausführung der Resolution hat die EU eine Verordnung erlassen, die das Vermögen bestimmter Personen einfriert, die in einem Anhang zu der Verordnung in einer Liste aufgeführt sind. Die Kläger, die in der Liste aufgeführt waren, klagten vor dem Gericht der Europäischen Union auf Nichtigkeit der Verordnung.


Der EuGH hat entschieden,48 dass die Befugnisse der Gemeinschaft unter Wahrung des vorrangigen Völkerrechts auszuüben seien. Die gerichtliche Kontrolle der Rechtsakte der Union, nicht hingegen die der UN, durch den EuGH sei gleichwohl möglich, und internationale Übereinkünfte könnten die Verfassungsgrundsätze der EU nicht beeinträchtigen, zu denen auch die Grund- und Menschenrechte zählen. Anders ausgedrückt: Völkerrechtliche Akte sind als solche hinzunehmen und nicht nachprüfbar, wohl aber das, was die EU aus ihnen macht. Die EU-Verordnung wurde, soweit sie die Kläger betraf, deshalb für nichtig erklärt, weil mit ihr grundlegende Verfahrensrechte (auf Verteidigung, auf rechtliches Gehör, auf gerichtliche Kontrolle) verletzt worden waren.49 Seit dem Vertrag von Lissabon wäre Rechtsgrundlage Art. 75 oder Art. 215 AEUV.50

Die Problematik berührt zugleich den Umfang der Jurisdiktionsbefugnisse der europäischen Gerichte. Hierzu näher Kap. 3/35.


d)Konkurrenz nationaler Strafrechtsordnungen

23

Wie bereits angedeutet (Kap. 2/11), bestimmt die deutsche Rechtsordnung in ihrem Strafanwendungsrecht (§§ 3 bis 7 StGB) lediglich den Umfang der deutschen Gerichtsbarkeit; ob auch andere Rechtsordnungen in einem konkreten Fall für die Strafverfolgung zuständig sind, bestimmen diese. Das kann zu einem Nebeneinander von Ermittlungs- und auch von Strafverfahren führen, welches häufig unzweckmäßige Doppelarbeit verursacht, die Zuverlässigkeit der Ermittlungen beeinträchtigen kann und schließlich, bei mehrfacher Verurteilung, die Frage des ne bis in idem aufwirft.

Das Problem ist zwar bekannt, dennoch ist ein Weg, auf dem die Konkurrenz mehrerer Strafverfahren in verschiedenen Staaten zwingend vermieden werden kann, bisher nicht gefunden. Die EU hat sich damit mehrfach befasst, zunächst in einem „Grünbuch“,51 auf dem Spezialgebiet der Terrorismusbekämpfung durch einen Rahmenbeschluss 2002,46 sodann allgemein in einem weiteren Rahmenbeschluss,53 zuletzt im Vertrag von Lissabon, der in Art. 82 Abs. 1 Buchst. b) eine Gesetzgebungskompetenz und in Art. 85 Abs. 1 Buchst. c) AEUV eine Exekutivzuständigkeit hierfür geschaffen hat. Der geltende Rahmenbeschluss, der keiner Umsetzung in nationales Recht bedurfte, sieht Informations- und Konsultationspflichten mit dem Ziel einer Einigung der beteiligten Staaten vor. Der Beschluss zur Errichtung von Eurojust und das deutsche Umsetzungsgesetz verpflichten die nationalen Strafverfolgungsbehörden dazu, den nationalen Vertreter bei Eurojust von aufgetretenen oder zu erwartenden Kompetenzkonflikten zu unterrichten, damit dieser eine Vermittlung ins Auge fassen kann.54 Weitergehende Regelungen, insbesondere die Begründung der Zuständigkeit nur eines einzigen Staates, haben sich bisher nicht durchsetzen lassen. In Deutschland stoßen derartige Bestrebungen auf lauten Widerstand, weil die Gefahr bestehe, dass die Strafverfolgung auf den „punitivsten“ Staat zulaufen werde. Zwar wird sich eine für alle denkbaren Fälle eindeutige Zuständigkeitsregelung kaum finden lassen; das deutsche Recht ist sogar innerstaatlich genötigt, mehrere Gerichtsstände zur Wahl zu stellen (§§ 7–13 StPO). Aber die Annahme, dass die Lösung der Konkurrenzfragen in der Praxis nicht durch Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit und der Sachnähe, sondern von „Punitivinteressen“ bestimmt werde, dürfte doch weit übertrieben sein.55
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Rechtstechnisch wäre das Problem konkurrierender Zuständigkeiten – wie im deutschen Recht – durch die Schaffung eines europaweit wirksamen Verfahrenshindernisses der anderweitigen Rechtshängigkeit zwar nicht zu lösen, so doch zu mildern. Ein vergleichbares Verfahrenshindernis ist in dem Europäischen Übereinkommen zur Übertragung der Strafverfolgung vom 15.5.1972 (Art. 21), dem Deutschland nicht beigetreten ist, enthalten. Die Schaffung erfordert allerdings flankierende Maßnahmen, beispielsweise die Einführung eines staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregisters für die gesamte EU, wie es die Zollverwaltungen bereits verwirklicht haben.56 Die Kommission hatte demgegenüber in ihrem Grünbuch ein Verweisungsverfahren, eine Vorrangregelung wie im Terrorismusbereich (Kap. 11/26) und die Festlegung von Kriterien für die Wahl des Verfahrensstaates erwogen.57 Andere Vorschläge zielen auf eine Beschränkung der staatlichen Strafgewalten durch eine normative Reduktion der nationalen Strafanwendungsrechte ab,58 die aber schon durch die zunehmende Verwendung des Weltrechtsprinzips aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen nicht praktisch werden dürften.59 Ferner wurde eine gesetzlich festgelegte Zuständigkeit vorgeschlagen, über die Eurojust und letztlich der EuGH entscheiden soll.60 Eine wesentliche Minderung des Problems wird sich erst ergeben, wenn die materiellrechtlichen Strafvorschriften der verschiedenen Mitgliedstaaten substantiell einander angeglichen sind, weil Kompetenzkonflikte vornehmlich dann entstehen, wenn zwischen den betroffenen Ländern ein Strafrechtsgefälle besteht, welches nicht hinnehmbar erscheint.61

25

Bis zu einer Regelung der Konkurrenzfragen muss sich die Praxis mit dem herkömmlichen Instrumentarium begnügen. Dieses besteht in der „Übertragung der Strafverfolgung“ auf einen anderen, ebenfalls zuständigen Staat. Rechtsgrundlage dafür ist – ggf. neben anderen, bilateralen und EU-Übereinkommen – Art. 21 des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen.62 Nach dem Wortlaut der Bestimmung wird allerdings nicht das innerstaatliche Verfahren übertragen, abgegeben oder sonst auf irgendeine Weise einer anderen Staatsgewalt überlassen. Diese Wirkung ist zwar bezweckt; rechtlich aber besteht die Übertragung in einer bloßen Anzeige einer Vertragspartei an eine andere zum Zwecke der Strafverfolgung.63 Was mit dem eigenen Strafverfahren geschieht, ist nicht geregelt; es wird mit dem Ziel vorläufig einzustellen sein, dass nach Erledigung der Sache im Ausland § 153 c StPO Anwendung findet. Dementsprechend begründet die Übertragung der Strafverfolgung auf den fremden Staat auch kein Verfahrenshindernis für die Wiederaufnahme der eigenen Strafverfolgung.64
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Stichworte: Da das nationale Strafanwendungsrecht nur einseitige Kollisionsnormen enthält, können verschiedene Strafrechtsordnungen zur Aburteilung derselben Tat berufen sein. Das Problem ist – au ch im Rahmen der EU – bisher ungelöst.





4.Europäische Menschenrechtskonvention
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Neben dem Recht der EU stellt die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten65 ein weiteres Regelwerk dar, welches die Verhältnisse im europäischen Rechtsraum nachhaltig beeinflusst und vor allem im Strafrecht viele Bereiche bestimmt. Die Durchdringung unseres nationalen Rechtes durch europäische Gedanken wirkt aber in zwei Richtungen. Das Ziel der EU besteht bisher vorrangig in der Integration. Die EMRK dagegen verfolgt den Zweck, in Europa einen einheitlichen Standard der Gewährleistung von Menschenrechten zu schaffen. Das ist auch in bemerkenswerter Weise gelungen. In immer größerem Maße fließen die Grundsätze der Europäischen Menschenrechtskonvention und die dazu ergangene Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg in die deutsche Rechtspraxis ein. Dieser Vorgang ist wesentlich durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gefördert worden.

Darüber hinaus sind spätestens seit dem Vertrag von Lissabon das Recht der EU und die Rechtsprechung des EuGH einerseits, die EMRK und die Rechtsprechung des EGMR andererseits in vielfältiger Weise miteinander verzahnt. Immer mehr hat sich auch der EuGH zu einem Gerichtshof entwickelt, der dem Grundrechts- und Menschenrechtsschutz verpflichtet ist und mittlerweile die Funktion eines europäischen Verfassungsgerichts einnimmt. Bereits zur Jahrtausendwende war es gerechtfertigt, in der Rechtsprechung des EGMR den Kern eines europäischen Strafverfahrensrechts66 zu erblicken. Diese Beurteilung hat von ihrer Berechtigung seither nichts eingebüßt, so dass eine zutreffende Erfassung des geltenden europäischen Rechts nur in einer Zusammenschau möglich ist.

a)Der Europarat als tragende Institution der EMRK
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Die EMRK widmet sich dem Schutz der Menschenrechte. Sie ist allerdings nicht der einzige Mechanismus des Völkerrechts, der diesem Ziel dient. Es gibt auch den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte der UN, der einen vergleichbaren Menschenrechtskatalog wie die EMRK aufweist67 und dem EuGH bei der Entwicklung des europäischen Grundrechtsstandards als Auslegungshilfe gedient hat.68 Mit ihm wurde bei den UN ein Menschenrechtsausschuss geschaffen, der zunächst für „Mitteilungen“ von Staaten über Menschenrechtsverletzungen zuständig war. Er hat diese zu prüfen und der Generalversammlung darüber zu berichten. Später hat Deutschland das „Mitteilungsrecht“ sodann auch Einzelpersonen eingeräumt.69 Aber mehr als eine Prüfung und die Mitteilung des Ergebnisses der Prüfung ist auch jetzt nicht vorgesehen. Für Deutschland von Bedeutung wurde der Menschenrechtsausschuss der UN im Zusammenhang mit den Mauerschützenprozessen. Die Mitglieder des Nationalen Verteidigungsrates der DDR waren wegen des Schießbefehls in Deutschland verurteilt worden. Einzelne wandten sich dagegen – erfolglos – an den EGMR,70 andere – ebenfalls erfolglos – an den Menschenrechtsausschuss.71 Es ging vor allem um die Frage, ob das Rückwirkungsverbot verletzt war. Praktische Bedeutung hat jedoch im Wesentlichen allein die EMRK, die im Schoße des Europarates entstanden ist.

28

Der Europarat mit Sitz in Straßburg ist eine internationale Organisation, die 1949 gegründet wurde, und der Deutschland 1950 beigetreten ist.72 Grundlage ist ein normaler völkerrechtlicher Vertrag, Hoheitsrechte sind der Organisation nicht übertragen worden. Ziel des Europarates ist es, rechtsstaatliche Grundsätze und Standards in den Mitgliedstaaten zu entwickeln und zu sichern, die Menschenrechte zu wahren und eine engere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern. Eine besondere Bedeutung hat der Europarat nach dem Zusammenbruch des Ostblocks 1990 erlangt. Die Staaten Osteuropas und die Nachfolgestaaten der Sowjetunion einschließlich der Russischen Föderation selbst sind dem Europarat beigetreten, um auf diesem Weg Hilfe auf ihrem Weg nach Westen zu erlangen. Für den Beitritt hat der Europarat strenge Kriterien aufgestellt. Die Staaten mussten nicht nur der EMRK beitreten und deren Einhaltung garantieren; sie mussten sich auch einer eingehenden Beratung – man kann auch sagen Überwachung – bei ihrer internen Gesetzgebung unterwerfen, damit rechtsstaatliche und demokratische Strukturen überall durchgesetzt werden konnten. Dieser Weg war im Großen und Ganzen auch erfolgreich. Heute hat der Europarat 47 Mitglieder, darunter alle 28 EU-Mitgliedstaaten.

Nach außen hin ist der Europarat insbesondere durch die Erarbeitung einer großen Zahl von völkerrechtlichen Übereinkommen in Erscheinung getreten, von denen im strafrechtlichen Bereich vor allen Dingen die EMRK sowie das Europäische Auslieferungs- und das Europäische Rechtshilfeübereinkommen zu erwähnen sind.73 Die Übereinkommen über Auslieferung und strafrechtliche Rechtshilfe gelten nach wie vor zwischen Deutschland und den Staaten, welche nicht der EU angehören. Im Bereich der EU sollen die Übereinkommen, soweit noch nicht geschehen, nach und nach durch eigene Regeln ersetzt werden. Sie dienen aber sachlich weiterhin in beträchtlichem Umfang als Modell für Rechtsakte der EU.

Die Aktivitäten des Europarates erstrecken sich allerdings auch auf Gebiete, die eher am Rande liegen. So gibt es ein Europäisches Übereinkommen über Gewalttätigkeit und Fehlverhalten von Zuschauern bei Sportveranstaltungen und insbesondere bei Fußballspielen,74 und dazu wurde durch das Übereinkommen auch ein Ständiger Ausschuss beim Europarat gebildet, der sich mit einschlägigen Fragen befasst und die Regierungen beraten soll. Immerhin hat bei der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 die Zusammenarbeit mit ausländischen Polizeikräften, die auch auf deutschem Territorium tätig geworden sind, ausgezeichnet funktioniert.

Auf strafrechtlichem Gebiet sind insgesamt über 50 Konventionen geschlossen worden, die auf die Initiative des Europarates zurückgehen. Sie überschneiden sich teilweise mit gleichgelagerten Aktivitäten der Europäischen Union, so dass mitunter die Klarheit der Rechtslage zu wünschen übrig lässt (dazu Kap. 4/59).

Die Tätigkeit des Europarates erschöpft sich indessen nicht in der Erarbeitung völkerrechtlicher Verträge. Ein Großteil seiner Aktivitäten gilt der Schaffung von Regeln, Resolutionen, Empfehlungen und Stellungnahmen, welche zwar nicht rechtlich verbindlich sind, mittelbar aber häufig erhebliche Bedeutung für die politische, administrative und juristische Praxis erlangen. Vor allem stützt sich die Rechtsprechung des EGMR, etwa bei der Konkretisierung menschenwürdiger Haftbedingungen, häufig auf Empfehlungen und Prüfergebnisse des Europarates.75
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Stichworte: Der Europarat ist eine internationale Organisation mit Sitz in Straßburg, dem aber keine Hoheitsrechte übertragen sind. Er befasst sich mit dem Ausbau der Demokratie sowie dem Schutz der Grund- und Menschenrechte in den Mitgliedstaaten. Die wichtigste in seinem Schoß entstandene Konvention ist die EMRK.




b)Rechtsnatur und Bedeutung der EMRK im nationalen Recht
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